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Das XLIII. Studierendenparlament der Rheinischen Friedrichs-Wilhelm-Universität Bonn hat in seiner  
 

11. ordentlichen Sitzung am 10. Januar 2022 
 

mehrheitlich den angehängten Antrag der o.g. Antragstellenden 
 

zur )|UGHUXQJVIlKLJNHLW�GHU�*UXSSH�Ä,PSXOV³ 
 

beschlossen. 
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Antrag der Fraktionen der GHG, Juso HSG und LUST in seiner beschlossenen Form 
 

Das 43. Studierendenparlament hat beschlossen, 

dass der studentischen Gruppe „Impuls“ die Förderungsfähigkeit durch den AStA 
entfällt. Dies folgt aus der Richtlinie für die Förderung studentischer Gruppen §2, 
Abs.2 (b): 
 

Die Förderungsfähigkeit entfällt, wenn die Studentische Gruppe bzw. Vortands-
mitglieder derselben Ziele und Positionen oder Verhalten aufweist oder duldet, 
die im Widerspruch zum Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland oder 
der Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen stehen. Insbesondere werden 
keine Tätigkeiten oder Veranstaltungen geduldet, bei denen die Gleichberechti-
gung von Geschlechtern, Ethnien, Sexualitäten, Toleranz vor Religionen und 
Weltanschauungen gefährdet wird / wurde. 

 

[beschlossene Form ausgearbeitet durch das SP-Präsidium] 


